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vergleichenden Gegenüberstellung der  in der neueren  Literatur diskutierten  Strukturvarianten des 



























































ralen Orten  ist die  regionalökonomische  ZOT  vom  raumordnungspolitischen  ZOK  zu differenzieren 
(Blotevogel 2002c: 14, 2005: 1311). Schöller und Blotevogel (1981: 71) haben bereits früh eine eindeu‐
tige Unterscheidung zwischen Zentralen Orten als  





































Gemeinde  in  ihren  gesamten  administrativen Ausdehnung  und  ihrem  öffentlichen  und  privatwirt‐
schaftlich bereitgestellten Versorgungfunktionen, bestehend aus Gütern und Diensten sowie dem Ar‐
beitsplatzangebot (ebd.: 15). Insofern stellt die politische Gemeinde als Zentraler Ort den Empfänger 
bzw.  Normadressat  von  zentralörtlichen  Funktionszuweisungen  durch  die  überörtliche  Planungs‐
instanz dar, der damit eine Rolle  im zentralörtlichen Gesamtgefüge zugewiesen wird. Entsprechend 

























































































































































































































































weniger häufigen Versorgungsfahrten  zu höherwertigen Gütern  zu unterscheiden. Dort werden  je 








































Einzelhandelssteuerung auch  vielfach Einkaufzentren mit  zentrenrelevanten  Sortimenten  „  auf der 
grünen Wiese“ entstanden, die dort vielfach versuchen Urbanität zu imitieren, indem Ladenpassagen 









































































































































keineswegs  zum  Selbstzweck,  sondern  hinter  der  Konzeption  steht  naturgemäß  ein  angestrebtes 
Ziel(system), dessen Zielzustand durch dieses Instrument zur räumlichen Organisation erreicht werden 
soll. „Das Zentrale‐Orte‐Konzept ist nicht mehr und nicht weniger als ein Instrument zur Realisierung 
einer  bestimmten  politischen Norm“  (Blotevogel  2002a: 22).  Am  Rande  sei  erwähnt,  dass  bereits 
Christaller sowie Lösch (1940) der normative Gehalt ihrer theoretischen Ansätze bereits bewusst war: 
Christaller zielt mit seinem abgeleiteten Versorgungs‐ und Marktprinzip auf ein Raummodell ab, dass 


















































































































  Nahbereiche Mittelbereiche Oberbereiche
Baden‐Württemberg  Nein  Ja  Nein 
Bayern  Ja  Nein  Nein 
Berlin‐Brandenburg  Nein  Ja  Nein 
Hessen  Nein  Ja  Nein 
Mecklenburg‐Vorpommern  Ja  Ja  Ja 
Niedersachen  Nein  Nein  Nein 
Nordrhein‐Westfalen  Nein  Nein  Nein 
Rheinland‐Pfalz  Ja  Ja  Nein 
Saarland  Ja  Ja  Ja 
Sachsen  Ja  Ja  Nein 
Sachsen‐Anhalt  Nein  Nein  Nein 
Schleswig‐Holstein  Ja  Ja  Nein 











































































































































































































































































































  Grundzentral  Mittelzentral  Oberzentral 
Baden‐Württemberg  ‐ ‐ ‐ 
Bayern  ‐ ‐ ‐ 
Berlin‐Brandenburg  ‐ MIV: 30‐45 Min. ‐ 
Hessen  ‐ ÖPNV: 60 Min. ÖPNV: 60 Min. 
MIV: 60 Min. 
Mecklenburg‐Vorpommern  ‐ ‐ ‐ 
Niedersachen  ‐ Allgemein: 30 Min. ‐ 








































































derungsprinzip  zum  landesplanerischen  Standortraster  mit  „Allzweckcharakter“  (Blotevogel 
























































































ben.  (3) Die Versorgungsfunktion Zentraler Orte, die  jedem Bürger  innerhalb einer gewissen Reich‐
weite einen Mindeststandard an Daseinsgrundfunktionen und höherrangigen Gütern und Diensten si‐
chern soll, spielt in der Verdichtungsräumen überhaupt keine oder nur eine sehr untergeordnete Rolle, 




































































































































































































































































das  Zentrale‐Orte‐Konzept  auf unsittliche Weise  in die Wirtschaft ein. Durch diese  Eingriffe  in die 































































































































































































































































































































































































































































































































































ven  Verdichtungserscheinungen  ebenfalls  die  Kernstädte  und  Citys  verlassen  haben  (Blotevogel 
2002b: 236f.). 



































zuvor  vom Arbeitskreis  der ARL  in Hinblick  auf Anknüpfungspunkte  zum  Leitbild der nachhaltigen 
50 
 
Raumentwicklung  in den Handlungsfeldern  "Verkehr" und  "Gewerbliche Wirtschaft" angesprochen 
wurden (s. Kapitel 3.1.1). 
Es sei aber klargestellt, dass mit der Erweiterung des Zentrale‐Orte‐Konzepts um die Hierarchiestufe 












































































































im Gegenzug  jedoch die Werte  für die Bevölkerungsdynamik  (Abnahme) entschärft  (ebd.: 25)  . Die 


















































































































































































































































































































































überschreitende  zentralörtliche Kooperationsräume darzustellen.  Ein  solch  radikal  gewandelte An‐

















































































































Die  im  Stadt‐Umland‐Raum  gewachsenen,  nicht‐integrierten  Standorte mit  ihren  sich  gegenseitig 








integrierten  Zentrenentwicklungskonzepten,  die  die  bisher miteinander  inkompatiblen  innerstädti‐
schen Zentrensysteme und landesplanerisch festgelegten Zentralen Orte im Stadt‐Umland‐Raum mit‐
einander  kompatibel machen  könnten  (ebd.: 256; Deiters  1996: 640). Dieses  Entwicklungskonzept 
hätte die Hauptaufgabe, eine abgestimmte Entwicklung aller Zentren der Verdichtungsregion zu ge‐
währleisten, was beinhaltet, dass zunächst ein Konsens über die funktionelle Arbeitsteilung zwischen 

































































































































































































































































































































„Zentralörtliche Einrichtungen sollen in den als Zentrale Orte ausgewiesenen Gemeinden grundsätzlich in den Siedlungs- 
und Versorgungskernen mit günstiger Anbindung an den Nahverkehr gebündelt angeboten werden. Zur Unterstützung 
ihrer Auslastung soll die Siedlungstätigkeit auf die Zentralen Orte konzentriert werden, insbesondere durch verstärkte 










„Ungeachtet der zentralörtlichen Funktionszuweisung an Gemeinden gilt für alle zentralörtlichen Einrichtungen und für 
alle als Zentrale Orte ausgewiesenen Gemeinden das dem Zentrale-Orte-Konzept innewohnende Konzentrations- und 
Bündelungsprinzip, wonach zentralörtliche Einrichtungen grundsätzlich in Siedlungs- und Versorgungskernen zentraler 
Lage gebündelt angeboten werden sollen (Plansätze 2.5.3 und 2.5.4). Eine räumliche Konkretisierung der zentralörtli-
chen Siedlungs- und Versorgungskerne ist im Rahmen der Regionalplanung möglich. In dem durch die Landes- und Re-
gionalplanung abgesteckten Rahmen ist es darüber hinaus eine wesentliche Aufgabe der kommunalen Bauleitplanung, 
unter Beachtung des zentralörtlichen Konzentrationsprinzips und des Gebots der verkehrlichen Erreichbarkeit (Plansätze 















„Mit dem Konzentrationsprinzip verbindet sich jedoch kein zentralörtliches Standortmonopol. Sowohl Unterschieden in 
der regionalen Siedlungs- und Versorgungsstruktur als auch spezifischen Standortvorteilen und -anforderungen einzelner 
Einrichtungen soll dadurch Rechnung getragen werden, dass zentralörtliche Einrichtungen ausnahmsweise auch an 
Standorten außerhalb von Zentralen Orten zulässig sind, wenn der Standort aus planerischen Erwägungen der Bessere 
ist. Wesentliche Voraussetzung dafür ist allerdings, dass zentralörtliche Einrichtungen am anderen Standort oder deren 
Verteilung auf mehrere Standorte die Funktionsfähigkeit des ausgewiesenen Zentralen Orts nicht beeinträchtigen.“ (Be-






















„Bei der Ausweisung der Zentralen Orte sind die jeweiligen siedlungsstrukturellen Gegebenheiten zu beachten, um den 
unterschiedlichen Bedürfnissen der verschiedenen Landesteile je nach ihrer verdichteten oder ländlichen Struktur Rech-
nung tragen zu können. Dies erfordert eine differenzierte Handhabung des zentralörtlichen Systems, die nicht nur der 
Differenzierung zentralörtlicher Ausweisungen in den Regionalplänen zugute kommt, sondern auch der Konkretisierung 















„Einzelne mittelzentrale Funktionen können in den Verdichtungsräumen auch von dem Mittelzentrum unmittelbar benach-
barten Standorten wahrgenommen werden, wenn die Voraussetzungen dafür durch entsprechende Ausstattungsmerk-
male gegeben sind, die mittelzentralen Einrichtungen in günstiger Lage gebündelt und die Funktionen des Mittelzentrums 



























„Auch hier gilt der Grundsatz einer flexiblen Handhabung des zentralörtlichen Systems, das zwar Zentrale Orte als die 
am besten geeigneten Standorte präferiert, diesen aber kein Monopol bei Standortentscheidungen für zentralörtliche 
Einrichtungen einräumt“ (Begründung zu 2.5.9). 
Korrespondierend zu dieser Flexibilisierung des Territorialprinzips wird in Ziel 3.3.7 des LEP 2002 die 
Möglichkeit eingeräumt, die normalerweise nur in Ober‐ Mittel‐ und Unterzentren zulässigen Einzel‐



































































hen  oder wenn  es  zu Attraktivitätseinbußen  im  Siedlungs‐  und Versorgungskern  kommen würde“ 
(Z 2.1.4). Die Begründung zu Z 2.1.4. enthält darüber hinaus eine klarstellende Definition des Siedlungs‐ 
und Versorgungskerns: 
„Der Siedlungs- und Versorgungskern einer Gemeinde ist die Siedlungseinheit, in der bestehende zentralörtliche Einrich-
tungen sowie Wohn- und Arbeitsstätten konzentriert sind. Er umfasst nicht nur den örtlichen Versorgungsbereich (z.B. 
Marktplatz) dieser Siedlungseinheit, sondern auch die hiermit im baulichen Zusammenhang stehenden Flächen (z.B. 
Wohn- und Gewerbegebiete). Dies gilt insbesondere für den Standort von Arbeitsstätten oder bestimmten Infrastruktur-
einrichtungen. Im Einzelfall können, vor allem bei Zentralen Orten höherer Stufe, innerhalb einer Siedlungseinheit meh-








„Bei der Auswahl der Zentralen Orte der Grundversorgung ist nicht nur die Existenz zentralörtlicher Einrichtungen der 
Grundversorgung, sondern auch die Bedeutung als Mitversorger umliegender Gemeinden sowie eine möglichst flächen-
deckende Versorgung aller Teilräume relevant. Auf das Erfordernis der Mitversorgung einer weiteren Gemeinde kann im 
Einzelfall verzichtet werden, wenn der Zentrale Ort auf Grund seiner Größe selbst die Tragfähigkeit der zentralörtlichen 
Einrichtungen gewährleistet.“ (Begründung zu Z 2.1.6) 
In der Begründung zu vorgenanntem Ziel wird auf die vom ARL‐Arbeitskreis angesprochene Fallkons‐










































 „unter Gesichtspunkten der  flächendeckenden Versorgung der Bevölkerung  in  zumutbarer 
Erreichbarkeit eine Abweichung erforderlich ist, 







„Die Entscheidung darüber, welche Mittelzentren als Standorte der jeweiligen Einrichtungen zur Deckung des gehobenen 
Bedarfs geeignet sind, wird von den Ressorts, den Einrichtungsträgern bzw. den Kommunen selbst im Einzelfall getrof-
fen. Richtschnur sind dabei die spezifischen Standortvoraussetzungen und die Abdeckung des gesamten Staatsgebietes 







„Der Gewährleistung einer dauerhaften Versorgung der Bevölkerung mit zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer 
Erreichbarkeit ist insbesondere in Teilräumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, der Vorzug 








„Eine besondere Konstellation ergibt sich in Ausnahmefällen für Gemeinden, zwischen denen enge räumliche Verflech-
tungen bestehen. Hier kann es im Hinblick auf die gesamträumliche Entwicklung sachgerecht sein, die unterschiedlichen 
Entwicklungsmöglichkeiten dieser Gemeinden anzunähern, weil von engen einzelhandelsspezifischen Austauschbezie-
hungen zwischen den Gemeinden auszugehen ist. Dies ist gegeben, wenn eine oder mehrere Gemeinden mit mindes-
tens einem Zentralen Ort einen gemeinsamen baulich verdichteten Siedlungszusammenhang bilden, der von engen städ-
tebaulichen, räumlich-funktionalen und verkehrsmäßigen Verflechtungen gekennzeichnet ist. Bei Flächenausweisungen 
für Einzelhandelsgroßprojekte, die innerhalb eines solchen gemeinsamen Siedlungszusammenhangs oder direkt angren-













liche  Auslastung  nachgewiesen werden  konnte  und  keine  Beeinträchtigung  räumlich  benachbarte 
Zentrale Orte zu erwarten war (G 2.2.1.2 LEP 2006). 
Als Beispiel sei auf den nachstehenden Verdichtungsraum Nürnberg‐Fürth‐Erlang verwiesen (siehe Ab‐
bildung  9), wo  im  Stadt‐Umland‐Raum  um  die  genannten Oberzentren  eine  Reihe  von  Siedlungs‐





















„Als Zentrale Orte sollen solche Gemeinden bestimmt werden, die aufgrund ihrer räumlichen Lage, der zu versorgenden 
Bevölkerung ihrer Verflechtungsbereiche, ihrer funktionalen Ausstattung und ihrer Potenziale in der Lage sind, die über-







„Zentralörtliche Funktionen sollen im Funktionsschwerpunkt der Mittelzentren räumlich konzentriert werden. In der Metro-
pole Berlin und den Oberzentren sind die polyzentralen Strukturen in ihrer Funktion zu erhalten und weiter zu stärken.“  
Der aufkommende Eindruck, die gemeinsame Landesplanungsabteilung unterscheide zwischen Mittel‐
















„Auf die Festlegung von Zentren der Nahbereichsebene wird verzichtet, da im Zuge der Gemeindegebietsreform leis-
tungsfähige Gemeinden und Ämter entstanden sind, in denen die Grundversorgung der Bevölkerung abgesichert wird. 
Eine räumliche Schwerpunktsetzung durch die Raumordnung in Form der Ausweisung von Nahbereichszentren ist damit 
nicht mehr erforderlich. Der LEP B-B regelt das Zentrale-Orte-System abschließend und ersetzt die Festlegungen von 








































„Ein vorhandenes Funktionsprofil begründet im Umkehrschluss auch nicht die Festlegung als Zentraler Ort, wenn aus 
Gründen der Absicherung von Versorgungsstrukturen aus der Erreichbarkeit im Raum heraus kein Bedarf für eine solche 
















„Neue Siedlungsflächen sind an vorhandene Siedlungsgebiete anzuschließen; die Festlegung gilt nicht innerhalb des 
Gestaltungsraumes Siedlung gemäß Plansatz 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 2. Bei der Entwicklung von Gewerbe- und In-
dustrieflächen sind Ausnahmen zulässig, wenn besondere Erfordernisse des Immissionsschutzes oder der Verkehrser-





































































































































ein  raumordnerisches  Ermessen, welches  durch  Festlegung  in  beschreibender  oder  zeichnerischer 
Form erfolgend kann und unterschiedlich strikte Bindungswirkungen auslöst: 
„Je konkreter räumliche Festlegungen erfolgen, umso stringenter können sich Träger öffentlicher Belange und Private, 
die im öffentlichen Auftrag handeln, auf die Ziele der standörtlichen Konzentration, funktionalen Bündelung und dauerhaf-













„Werden in einer Gemeinde oder Samtgemeinde mehrere Grundzentren festgelegt, sind abweichend von Satz 7 die ent-
sprechenden teilörtlichen Verflechtungsbereiche in den Regionalen Raumordnungsprogrammen festzulegen.“ (Punkt 2.2, 

































Abbildung  12:  Räumliche  Festlegung  des  Zentralen 
Ortes  als  zentraler  Siedlungsbereich  innerhalb  der 


























Auf  die  räumlich  konkretisierten  zentralen  Siedlungsgebieten  sind  die  „sozialen,  kulturellen, wirt‐
schaftlichen und administrativen Einrichtungen“ (Plansatz 2.1, Ziffer 06, RROP LK Osterholz 2011) zu 
konzentrieren. Auch die Siedlungsentwicklung  ist  im Rahmen der Bauleitplanung vorrangig auf die 




















19  Staatsvertrag  zwischen  dem  Land Niedersachsen  und  der  Freien Hansestadt Bremen  zu  einer  grenzüberschreitenden 
Raumordnung und Landesentwicklung, unterzeichnet am 05.05.2009; siehe auch: Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem 








„Die Träger der Regionalplanung können in den Regionalen Raumordnungsprogrammen im Einzelfall Standorte für Ein-
zelhandelsgroßprojekte jenseits der Gemeindegrenze des kongruenten Zentralen Ortes in einem benachbarten Mittel- 
oder Grundzentrum festlegen. Voraussetzung ist, dass den Grundsätzen und Zielen zur Entwicklung der Versorgungs-






„Benachbarte Zentren können sich bei Versorgungsfunktionen und Verflechtungsbereichen ergänzen. Im Einzelfall kann 
es deshalb bei siedlungsstrukturell und funktional eng verflochtenen Gemeinden sinnvoll sein, im regionalen Gesamtinte-
resse Standorte für Einzelhandelsgroßprojekte jenseits der Grenzen des hierzu kongruenten Zentralen Ortes festzulegen. 
Satz 3 eröffnet daher unter engen Voraussetzungen diese Möglichkeit für die Träger der Regionalplanung. Vorausset-
zung ist, dass den Grundsätzen und Zielen zur Entwicklung der Versorgungsstrukturen trotz abweichender Standortfest-
legung in gleicher Weise entsprochen wird wie bei einer Lage innerhalb des kongruenten Zentralen Ortes. Dem Beein-
trächtigungsverbot entsprechend dürfen hierdurch keine Nachteile für zentralörtliche Versorgungsfunktionen zu befürch-
ten sein. Gründe für derartige Festlegungen können beispielsweise fehlende Flächenverfügbarkeiten für Ansiedlungen 
oder das Fehlen realisierbarer Standortalternativen, beispielsweise für alteingesessene, mittelständisch geführte Fami-










































„Raumstrukturell völlig anders gelagert ist die Situation bei den beiden Standorten Adendorf und Bardowick: Sie gehören 
zur Agglomeration Lüneburg und sind funktional und/oder städtebaulich trotz ihrer Eigenständigkeit eng mit der Stadt 
Lüneburg verwoben, alle drei Gemeinden gehören gemeinsam mit weiteren Siedlungsgebieten im Umfeld von Lüneburg 
zu einem so genannten "oberzentralen Verflechtungsraum" in dem sich verschiedene auch mittelzentrale Funktionen 
standörtlich je nach den besonderen Standorterfordernissen oder historisch gewachsen ergänzen. Bestes Beispiel hierfür 
sich großflächige Verbrauchermärkte mit nicht innenstadtrelevanten Sortimenten, insbesondere mit großem, die Maß-
stäblichkeit der Innenstadt Lüneburg sprengenden Flächenbedarf, mit ihren Angebot an "sperrigen" Gütern und mit aus-
gesprochener PkwKundenOrientierung. [...] Darüber hinaus gibt es einzelne herausragende Anlagen und Einrichtungen 
im Bereich von Daseinsvorsorge und Sport/Freizeit, die der gesamten Agglomeration Lüneburg dienen und von den 
Standortanforderungen oder der Erreichbarkeit nicht zwingend innenstadtnah oder stadtgebietsorientiert sind. Solche 
Einrichtungen sind weniger distanzempfindlich. Ein Beispiel hierfür ist das Eissportstadion Adendorf" (Begründung zu D 
1.6, Ziffer 02, eigene Hervorhebung) 








„alle drei Gemeinden gehören gemeinsam mit weiteren Siedlungsgebieten im Umfeld von Lüneburg einem so genannten 
„Verflechtungsraum“, in dem sich verschiedene auch über das Gemeindegebiet hinausgehende Funktionen standörtlich 






























Standortbereiche  (transkommunal) ausgewiesen  sind. Das  regionale Einzelhandelskonzept definiert 





















„Zentrale Orte und so weit erforderlich zentralörtliche Siedlungsbereiche innerhalb der Gemeinden mit zentralörtlichen 
Funktionen sind festzulegen und so zu bestimmen, dass die zentralen Einrichtungen landesweit entsprechend dem Be-
darf der Bevölkerung innerhalb des jeweiligen Verflechtungsbereichs in zumutbarer Entfernung angeboten werden“. 















ralörtlichen  Siedlungsbereiche  ist  der 




LEP  bereits  die  Hauptorte  der Mittel‐
zentren  ihrer tatsächlichen räumlichen 
Lage  entsprechend  verortet  sind  und 




zentren  in  einem Mittelbereich21  ‐  ei‐
gentlich  systemwidrig  ‐  ausgewiesen 
sind.  Innerhalb  dieser  Mittelbereich 




Funktionszuweisung  für  sich  in  An‐
spruch nehmen. 
Neben  der  Festlegung  der  zentralen 
Siedlungsbereiche weist der LEP der Re‐
gionalplanung nach Ziel 4.1.2 auch die 
Aufgabe  zu,  die  Siedlungstätigkeit 
durch die „Ausweisung der Flächen für 


























Wahrnehmung von  „ergänzenden Einrichtungen“ auch  in Zentralen Orten niedrigerer Stufe  (Punkt 
4.2.1). Demnach kommen scheinbar nur Zentrale Orte niedrigerer Stufe, aber keine nicht‐zentralen 
Orte in Frage; dieses aufkommende Missverständnis liegt darin begründet, dass in Hessen gar keine 
nicht‐zentralen Gemeinden  existieren.  Jede politische Gemeinde  ist mindestens  als Grundzentrum 













„Flächen für großflächige Einzelhandelsprojekte (Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige groß-
flächige Handelsbetriebe) kommen nur in Oberzentren und Mittelzentren (zentrale Ortsteile) in Betracht. In begründeten 
Ausnahmefällen, z. B. zur örtlichen Grundversorgung, und unter Einhaltung der übrigen landes- und regionalplanerischen 
Zielsetzungen ist eine Ausweisung auch in den zentralen Ortsteilen von Grundzentren (Unter- und Kleinzentren) zulässig. 






„Das Oberzentrum Fulda bildet mit den benachbarten Grundzentren Petersberg, Künzell, Eichenzell im ländlichen Raum 
den oberzentralen Siedlungsbereich Fulda zur Stärkung und Entwicklung der oberzentralen Funktionen. Er hat die Auf-
gabe, Standorte für die allgemeine Siedlungs- und Gewerbeentwicklung des Oberzentrums sowie für zentrale Infrastruk-
tur- und Dienstleistungseinrichtungen […] zu sichern und umfasst folgende zusammenhängenden Stadt- und Ortsteile“ 
(Punkt 2.2, Ziel 2) 
Auf der Grundlage interkommunaler Zusammenarbeit der genannten Kommunen sollen Konzepte zur 
Sicherung  der  Siedlungsflächenentwicklung  sowie  der  Standorte  der  zentralen  Infrastruktur‐  und 
Dienstleistungseinrichtungen erstellt werden. Entsprechend der Rahmenvorgaben des LEP 2000 wird 
bestimmt, dass: 
„Einzelmaßnahmen, die oberzentrale Funktionen enthalten, können, wenn sie die Funktion des Oberzentrums nicht be-
einträchtigen und/oder aus einer gemeinsamen Konzeption im Einvernehmen mit dem Oberzentrum hervorgehen, im 
gemeindeübergreifenden oberzentralen Siedlungsbereich entstehen. Einzelmaßnahmen des Oberzentrums, die gravie-










„Im Verdichtungsraum Kassel und im oberzentralen Siedlungsbereich Fulda können großflächige Einzelhandelseinrich-
tungen mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten, die wegen ihres Einzugsbereiches nur im jeweiligen Oberzentrum zuläs-
sig wären, auch in den übrigen zentralen Orten zulässig sein, wenn eine solche Standortwahl einem vom Zweckverband 
Raum Kassel erstellten Planungskonzept entspricht oder im oberzentralen Siedlungsbereich Fulda aus einer gemeinsa-






„Gemeinden, die die in Abbildung 8 aufgelisteten Anforderungen erfüllen, können als Zentrale Orte eingestuft werden. 










































































gergemeinde  (Kerngemeinde)  ermittelt worden  sei  (LVerfG Mecklenburg‐Vorpommern, Urteil  vom 
23.02.2012, 37/10, Rn. 45), der sich auf die zusätzlich für die Umlandversorgung vorgehaltenen Ein‐
richtungen bzw. deren Kapazitäten bezieht. Auf der anderen Seite hat das Verfassungsgericht aber 













































Besonderheit des ZOK  in NRW sollte man  in diesem Zusammenhang erwähnen:  jede Gemeinde  ist 
mindestens als Grundzentrum ausgewiesen  ist, sodass per Definition eine  flächendeckende Grund‐
zentralität in NRW vorherrscht. Die Gründe dafür sind in der Gemeindegebietsreform der 1970er Jahre 







„Die siedlungsräumliche Schwerpunktbildung von Wohnungen und Arbeitsstätten in Verbindung mit zentralörtlichen Ein-
richtungen im Sinne des LEPro (§ 7) soll auf der Grundlage der zentralörtlichen Gliederung […] angestrebt und innerge-





















werden auch sog. „Bereiche für gewerbliche und  industrielle Nutzungen“  (GIB) ausgewiesen. Die  in 





















„Die Siedlungsentwicklung in den Gemeinden ist auf solche Allgemeine Siedlungsbereiche auszurichten, die über ein 
räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen verfügen 
(zentralörtlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche).“ 







































„Einrichtungen und Dienstleistungen mit unterschiedlicher funktionaler und damit zentralörtlicher Bedeutung (mittel- und 
oberzentral) der Daseinsvorsorge sind räumlich zu bündeln. Die Standortgemeinden zentralörtlicher Einrichtungen neh-
men darüber hinaus Verknüpfungsfunktionen im funktionalen und überregionalen Verkehrsnetz wahr. Die betroffenen 
Gemeinden definieren und sichern in Eigenverantwortung Umfang und Qualität des zentralörtlichen Versorgungsniveaus“ 
(Z 35 Punkt 3.1.1). 
Damit erfolgt eine Bündelung auf die Standortgemeinden, ohne dass ein Konzentrationsprinzip auf den 
zentralen Siedlungsbereich oder Ortsteil vorgenommen wird. Die Standortgemeinde bilden in Rhein‐






























































Mittelbereichen,  bei  schlechter  Erreichbarkeit  benachbarter  Versorgungszentren, wurde  in  dieser 
Raumstruktur eine Anpassung des ZOKs erforderlich. 
In den mittelzentralen Funktionsräumen innerhalb der Verdichtungsräume wird ebenfalls eine inten‐
































der  LEP eine  freiwillige Kooperation  im Versorgungsbereich anregt. Allerdings muss man den  fort‐
schrittlichen Umgang mit dem empirischen Befund  transkommunalen Standorträume  in Rheinland‐
























„Zentrale Orte sind Städte oder Gemeinden, die aufgrund ihrer Einwohnerzahl, der zentralörtlichen Ausstattung sowie 




















„Die Funktionsfähigkeit und Attraktivität der zentralen Orte soll durch eine räumliche Bündelung der zentralörtlichen Ein-
richtungen im zentralen Versorgungsbereich des jeweiligen zentralen Ortes (Innenstadt, Ortskern) sowie durch flankie-




























„Vorrangig kommen hierbei Alternativstandorte im selben Gemeindegebiet in Betracht. Denkbar sind aber auch Aus-
weichstandorte im Bereich benachbarter Gemeinden, sofern hierüber entsprechende interkommunale Vereinbarungen 































„Zentrale Orte sind Gemeinden, die über leistungsfähige Versorgungs- und Siedlungskerne (siehe Kapitel 2.2.1 Sied-
lungswesen) verfügen und die auf Grund ihrer Einwohnerzahl und der Größe ihres Verflechtungsbereiches, ihrer Lage im 
Raum, ihrer Funktion und der Komplexität ihrer Ausstattung Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Lebens im Freistaat Sachsen bilden. Sie übernehmen entsprechend ihrer Funktion auch Aufgaben für ihre jeweiligen 
Verflechtungsbereiche. Der Zentrale Ort wird dem Gebiet einer Gemeinde gleichgesetzt (Würdigung der kommunalen 






„Soweit zur Konzentration der zentralörtlichen Funktionen erforderlich, sollen in den Regionalplänen Versorgungs- und 
Siedlungskerne festgelegt werden mit der Folge, dass die Ansiedlung zentralörtlicher Einrichtungen außerhalb dieser 
Kerne unzulässig ist. Außerhalb der Kerne sind Einrichtungen mit spezifischen Standortanforderungen ausnahmsweise 
zulässig. Bei der Festlegung der Versorgungs- und Siedlungskerne sind zentrale Versorgungsbereiche der Gemeinden 

















„Aus landesplanerischer Sicht besteht insbesondere auf Grund der im Rahmen von Gemeindezusammenschlüssen zu-
nehmenden Gemeindegrößen und der damit verbundenen Zunahme von Ortsteilen der Bedarf zur Konzentration der 
zentralörtlichen Funktionen in Versorgungs- und Siedlungskernen. Damit ist das raumordnerische Instrument des Versor-
gungs- und Siedlungskerns insbesondere auf die Zentralen Orte anzuwenden, wenn eine diffuse Verteilung der zentral-


































































nalen Abstimmungsprozessen  informellen Charakters  tatsächlich  eine  gegenseitige Aufgabenwahr‐




























































„Eine besondere Gemeindefunktion ist eine Funktion, die den wirtschaftlichen und sozialen Charakter einer nichtzentral-
örtlichen Gemeinde dominiert und in ihrer raumstrukturellen Wirkung deutlich über die eigene Gemeinde hinaus geht 
oder die in Grundzentren eine deutlich herausgehobene Funktion gegenüber den anderen Aufgaben eines Grundzent-














„Sofern auf Grund fachspezifischer Kriterien Einrichtungen, die nicht allein der örtlichen Versorgung dienen, abweichend 
vom Konzentrationsgebot in den Zentralen Orten außerhalb dieser vorzuhalten sind, darf deren Ansiedlung nur erfolgen, 
wenn dadurch nicht die Tragfähigkeit bereits bestehender oder geplanter Einrichtungen in den Zentralen Orten gefährdet 
ist. So kann es zum Beispiel angesichts der zunehmenden Zahl älterer Menschen sinnvoll sein, stationäre Einrichtungen 
der Altenpflege auch außerhalb der Zentralen Orte anzusiedeln. Dies darf jedoch nur dann erfolgen, wenn diese Einrich-
tungen nicht eine Größenordnung und einen Einzugsbereich haben, der dazu führt, dass für entsprechende Einrichtun-
gen im Zentralen Ort nicht mehr die erforderlichen Belegungszahlen erreicht werden. Vor diesem Hintergrund ist es sinn-
voll, dass für überörtlich wirkende Einrichtungen der Daseinsvorsorge, insbesondere solche, die sehr kostenin-















„Zentraler Ort oder Stadtrandkern ist das baulich zusammenhängende Siedlungsgebiet der zentralörtlich eingestuften 
Gemeinde. Die baulich zusammenhängenden Siedlungsgebiete sind in den Regionalplänen festzulegen. Von einbezoge-




























Bevölkerung  versorgen.  Allerdings  darf  das  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  dass  die  Stadtrandkerne  oftmals  auf  den 
Siedlungsachsen  liegen und somit Standortvorteile durch gute Erreichbarkeit und geringe Bodenpreise aufweisen, die sie 





















Abbildung  22:  Festlegung  des  Oberzentrums 
Flensburg im LEP 1998 













„Das baulich zusammenhängende Siedlungsgebiet kann auch baulich angrenzende Flächen von Nachbargemeinden umfassen. Wegen der 
Teilhabe an der Entwicklung des Zentralen Ortes oder Stadtrandkerns müssen diese Nachbargemeinden übergreifende Planungskonzepte 
der eingestuften Gemeinde (zum Beispiel Einzelhandelskonzepte, Wohnungsmarktkonzepte) beachten. Schlüsselzuweisungen für überge-
















„Stadtrandkerne sollen im engen räumlichen Zusammenhang mit einem übergeordneten Zentralen Ort Versorgungsauf-
gaben wahrnehmen. Ihre zentralörtlichen Einrichtungen sollen denen vergleichbarer Zentraler Orte entsprechen und in 
Abstimmung mit einem übergeordneten Zentralen Ort entwickelt werden. Wohnbauliche und gewerbliche Entwicklungen 































„Gemeinden, die insgesamt oder mit einzelnen Ortsteilen im baulichen Siedlungszusammenhang mit einem zentralen Ort 
stehen, sollen an der Entwicklung des zentralen Ortes teilnehmen. Die Teilhabe an der Entwicklung des zentralen Ortes 








„Die Entwicklungs- und Entlastungsorte, die in den Regionalplänen festgelegt werden können, sind als gemeindegren-
zenüberschreitende Siedlungsschwerpunkte angelegt. Daher beziehen sich die angestrebten Maßnahmen nicht nur 
auf den zentralen Ort selbst, sondern auf das gesamte baulich zusammenhängende Siedlungsgebiet des zentra-




















„Zentrale Orte sind Gemeinden, die aufgrund ihrer Einwohnerzahl, ihrer Lage im Raum, ihrer Funktion und ihrer zentral-
örtlichen Ausstattung Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens im Frei-staat Thüringen bilden. 
Sie übernehmen entsprechend ihrer Funktion und Einstufung im zentralörtlichen System Aufgaben für ihr aus mehreren 
Ortsteilen bestehendes Gemeindegebiet und/oder für die Gemeinden ihres jeweiligen Versorgungsbereichs. Als Zentraler 






„Zentralörtliche Funktionen sollen innerhalb der als Zentraler Ort bestimmten Gemeinde räumlich so angeordnet werden, 
dass sie aus ihrem Verflechtungsbereich gut erreichbar sind. Eine Funktionsbündelung soll erhalten bzw. angestrebt 













„Die Standortanforderungen für eine bestmögliche Erreichbarkeit verschiedener Einrichtungen und Dienste für die Bevöl-
kerung der eigenen Gemeinde sowie des Umlands können aber voneinander abweichen, so dass Standortcluster nicht 




















„Innerhalb eines mittelzentralen Funktionsraums können einzelne Funktionen ergänzend zu den Zentralen Orten auch 






nehmung wird  innerhalb  der  Funktionsräume weiterhin  durch  die  Festlegung  von Mittelzentrum, 
Grundzentrum und Gemeinden mit monofunktionaler Funktionszuweisung ausgeformt.  Je nach Be‐
fund kann der mittelzentrale Funktionsraum dann einerseits durch ein monozentrales Mittelzentrum 



























„Zentraler Ort ist ein im Zusammenhang bebauter Ortsteil als zentrales Siedlungsgebiet einer Gemeinde einschließlich 
seiner Erweiterungen im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung (§ 2b Zweites Gesetz zur Änderung des 
Landesplanungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt GVBl. LSA 2007 S. 466). 
Diese Definition bezieht sich auf die Konzentration von überörtlichen Versorgungseinrichtungen im zentralen Siedlungs-
gebiet. 
Die Ansiedlung und Entwicklung von Industrie und Gewerbe (ausschließlich des großflächigen Einzelhandels) ist weiter-
hin im gesamten Hoheitsgebiet der Gemeinde, in der sich ein Zentraler Ort befindet, möglich, wenn der Standort mit den 

































































































































































lungsfunktion  bezogen  auf  soziale  Infrastruktur  auf  (§ 2 Abs. 2 Satz 4 ROG)  (Pütz  u.  Spangenberg 
2006: 337). Diese Bündelungsfunktion wird  jedoch nach der bisher praktizierten Begriffsauslegung 



























































































































































































































































































„Flächen  für  großflächige  Einzelhandelsprojekte  (Einkaufszentren,  großflächige  Einzelhandelsbetriebe 





















































































































































werden,  da  nicht  von  einer wesentlichen Mitversorgungsfunktion  ausgegangen wird.  Eine Versor‐









































nale Selbstverwaltungsgarantie gerechtfertigt  ist (ebd.: 57). So sieht man zumindest  in Thüringen  in 
der Festlegung zentraler Siedlungsgebiete einen verfassungswidriger Eingriff in die Planungshoheit der 
Gemeinde (ebd.: 67). Ein Großteil der Länder und der Experten sieht in diesen Vorgaben jedoch keine 



































„Zentraler Ort ist ein im Zusammenhang bebauter Ortsteil als zentrales Siedlungsgebiet einer Gemeinde einschließlich 
seiner Erweiterungen im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung (§ 2 b Zweites Gesetz zur Änderung des 
Landesplanungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt GVB1. LSA 2007 S. 466). 
Diese Definition bezieht sich ausschließlich auf die Konzentration von überörtlichen Versorgungseinrichtungen im zentra-
len Siedlungsgebiet. 
Die Ansiedlung und Entwicklung von Industrie und Gewerbe (ausschließlich des großflächigen Einzelhandels) ist weiter-
hin im gesamten Hoheitsgebiet der Gemeinde, in der sich ein Zentraler Ort befindet, möglich, wenn der Standort mit den 


















hinreichende Bestimmtheit  im Wortlaut der  unter  der Überschrift  2.1  gegebene Begriffsdefinition 





















































































































































„Die Standorte der zentralörtlichen Einrichtungen sind räumlich zu konzentrieren, um zusätzliche und vielfältige Standort- 
und Wachstumsvorteile zu bieten. Damit ist zu gewährleisten, dass 
-die Bevölkerung und die Wirtschaft ein vielseitiges Angebot zentraler Einrichtungen mit vertretbarem Zeit- und Wegeauf-
wand in Anspruch nehmen können, 
-die Bedeutung der Einrichtungen als Folge der Ergänzung und der Nähe zu anderen zentralen Einrichtungen steigt, 
-das überörtliche Verkehrsnetz zur Anbindung zentraler Einrichtungen, insbesondere das Netz des ÖPNV, auf tragfähige 
Standortstrukturen und Nachfragepotenziale ausgerichtet werden kann.“ 
Auch die Gutachter haben diesen Begriffswechsel erkannt, der regelungstechnisch nicht zu der Ein‐


































„Schränkt die Regionalplanung die Planungshoheit einzelner Gemeinden ein, so müssen überörtliche Interessen von 
höherem Gewicht den Eingriff rechtfertigen. Verpflichtet der Landesgesetzgeber die Regionalplanung unter bestimmten 
Voraussetzungen zu Eingreifen in die kommunale Planungshoheit, ist der allgemeine verfassungsrechtliche Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit zu beachten und eine Güterabwägung vorzunehmen. Der Eingriff in die Planungshoheit der ein-
zelnen Gemeinde muss gerade angesichts der Bedeutung der kommunalen Selbstverwaltung verhältnismäßig sein. Ob 
diese Voraussetzung erfüllt ist, ist anhand der konkreten Gegebenheiten im Wege der Güterabwägung zu ermitteln. Je 
stärker eine Gemeinde schon von ihrer geographischen Lage oder ihrem sonstigen Ausstattungspotential her einer Situa-
tionsgebundenheit unterliegt, desto eher sind ihr Eingriffe, die an dieses Merkmal anknüpfen, zumutbar." (Bundesverwal-
tungsgericht, Urteil vom 15.05.2003, 4 CN 9.01) 
Demgemäß gelte es laut dem zitierten Gutachten, die hier getroffene gebietsscharfe Festlegung Zent‐



































































































39 Mit dieser  landesplanerischen Zielvorgabe  soll erreicht werden, dass Einzelhandelsgroßprojekte mit  zentrenrelevanten 
Sortimenten  nur  noch  (in  zentralen  Versorgungsbereichen)  in  städtebaulich  integrierten  Lagen  ausgewiesen  werden 
(Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) 2011: 10). 
40 Mit dieser landesplanerischen Zielfestlegung wird ausgedrückt, dass von dem Einzelhandelsgroßprojekt keine schädliche 
Auswirkung  auf  andere  zentrale  Versorgungsbereiche,  innerhalb  oder  außerhalb  der  Ansiedelungsgemeinde,  ausgehen 
dürfen (Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) 2011: 10). 
41 Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sind zentrale Versorgungsbereiche „abgrenzbare Bereiche einer 
Gemeinde,  denen  auf Grund  vorhandener  Einzelhandelsnutzungen  ‐  häufig  ergänzt  durch  diverse Dienstleistungen  und 
gastronomische Angebote  ‐ eine Versorgungsfunktion über den unmittelbaren Nahbereich hinaus zukommt. Ein zentraler 
Versorgungsbereich  setzt  keinen  übergemeindlichen  Einzugsbereich  voraus.  Auch  ein  Bereich,  der  auf  die  Grund‐  und 












































































kommunalen  Selbstverwaltungsrechts  sieht.  Folglich  sind  die  Gemeinden  bei  der  Aufstellung  von 
Raumordnungsplänen nach § 8 ROG zu beteiligen (vgl. § 8 Abs. 2 ROG). 





















sehen  sogar das  Initiativrecht  für die Festlegung des zentralen Ortsteils bei den Gemeinden. Diese 
müssten zuerst in der Lage sein, ihre Vorstellungen von der örtlichen Verteilung landesplanerisch zu‐
gewiesener Festlegungen zu entwickeln (Ernst u. Suderow 1976: 50). Nur wenn die Festlegung zur Er‐

















Zielfestlegung  von  der  Erteilung  des  Einvernehmens  des  Zieladressaten  abhängig  gemacht 














43 Auch wenn  in der Begriffsdefinition des „Zentralen Ortes“  im LEP 2010 dieser als  im Zusammenhang bebauter Ortsteil 
benannt wird,  stellt  sich doch aus Sicht des Autors die Frage, ob es  sich bei der  in den Karten zu den Oberzentren  (vgl. 















































einschließlich  der  über  die  Eigenentwicklung  hinausgehenden  Siedlungsflächenentwicklung  bzw. 
Wohnbauflächenentwicklung zu erwarten wäre. Zudem ist darauf hinzuweisen, dass der Zentrale Ort 
nicht nur auf den  im Zusammenhang bebauten Ortsteil beschränkt, sondern auch „Entwicklungsflä‐
chen  im Sinne von Erweiterungen  im Rahmen einer geordneten  städtebaulichen Entwicklung“ des 
                                                            
44 Bloch spricht in diesem Zusammenhang auch die räumliche und sachliche Bestimmtheit der Ziele der Raumordnung an, 



























































































































































































zentren auf. Dementsprechend werde die  Landesplanung  zukünftig  insbesondere  zu prüfen haben 
„wie sie das infrastrukturpolitische Streben nach Sicherung und Entwicklung von fachlichen Qualitäten 









































































Beschränkung  der  Entwicklungsfähigkeit wird  eine Unterscheidung  zwischen  grundzentraler  sowie 
mittel‐ und oberzentraler Ebene vorgeschlagen. Auf der grundzentralen Ebene erscheint eine Funkti‐
onsbündelung und Siedlungsflächensteuerung auf die grundzentralen Standortcluster als Funktions‐











































































































































































































































































































den),  andererseits müssten periphere  Stadtteilzentren der Kernstadt und nahegelegener  Zentraler 
Orte außerhalb der Stadtgrenzen trotz gleicher Ausstattung verschiedenen zentralörtlichen Kategorien 
zugeordnet werden, obwohl sie doch einer gleichen Aufgabenstellung unterliegen (transkommunaler 































































zum  Zentralraum  ausweiten  (Ebenda: 
128). Abbildung 30 zeigt den von Beuchel 




Ranges)  und  das  nicht‐zentrale Umland 
isolierte hochrangige Funktionen auf, die 
durch  Funktionsteilungen  und  Verlage‐
rungen entstanden sind. 
Den  eingezeichneten  Zentralraum  sieht 
Beuchel keineswegs auf eine rein analyti‐
schen  Befund  beschränkt,  sondern 
durchaus als normatives Raumordnungs‐
instrument:  „Der  Einbezug  des  Begriffs 
Zentralraum  in  das  zentralörtliche  Pla‐
nungssystem  gestattet  es,  einer  beste‐
henden  Funktionsteilung  Rechnung  zu 
tragen, ohne daß deshalb – wie bei der 
Ausweisung  von  zentralen Doppel‐  und 
Mehrfachorten – möglicherweise ein An‐
spruch auf mehr oder weniger anteilige 




































































































































































































































(1) zentralörtlicher  Kooperation  von  einer  oder mehrerer  (benachbarten)  Standortgemeinden 
(gleicher Hierarchiestufe) für den zugeordneten Versorgungsbereich und  

































































































zentralen  Kooperationsraum  zugeschlagen  (Forschungsverbund  Stadt  und  Region  in  Sachsen 
2003: 27ff.). Damit wird von der bisherigen Ausweisungspraxis Zentraler Orte in Sachsen Abstand ge‐
nommen, die von den Forschern aufgrund der fehlenden Abbildung der dynamischen Entwicklung in 






































































































































































































































ckungsgleich  sein muss. Größe und Ausprägung des zentralörtlichen Standortraumes  ist nach  ihrer 








































































































































































































































































































nen  sich  keine  tragfähigen grundzentralen  Standortcluster bzw. Grundzentren  identifizieren  lassen 
(Variante B). Grundsätzlich wäre es aber auch denkbar, dass in solchen großflächigen peripheren Räu‐
men zwar wenige (verhältnismäßig schwache) Grundzentren identifizier sind, jedoch kein tragfähiges 















































































































































































































































































































































































































































men mit rund fünfzehn Partnern  (Gemeinden) führt. Das größte Manko  liegt dabei gar nicht  in der 
großen Anzahl, die erhebliche Probleme bei der Konsensbildung befürchten  lässt, da Kooperationen 
nie zum Selbstzweck eingegangen werden und in den Abstimmungsverfahren Transaktionskosten auf 

































onsansätze bestehen, was bei  einem  großen Einheitsraum  als  „Funktionsraum“ nicht der  Fall  sein 
muss. Als viel gewichtigeres Argument gilt es, bei aller funktionalen Verflechtung, die Verwaltungskon‐
gruenz zu berücksichtigen. D.h., bei der Abgrenzung der zentralörtlichen Versorgungsbereiche und da‐






Expertengruppe  sah  diesen  insb.  bei  den  Ober‐  und Mittelzentren, während  der  sächsische  For‐
schungsverbund diesen entsprechend des gutachterlichen Auftrags durch die oberste Landesplanungs‐
behörde nur für Oberzentren untersucht hat. Greiving und Winkel sehen transkommunale Standort‐
räume grundsätzlich auf allen drei Hierarchiestufen, die Ausführungen  sind  jedoch  in den Verdich‐






































































































































































































































































letzterer  Detaillierungsgrad  der  Ebene  der  Bauleitplanung  zugehörig  ist  (Goppel 



























die  sonstigen dort vorhandenen  zentralen Siedlungsbereiche einschließlich des Hauptorts  (Beispiel 
oberzentrales Cluster  in grundzentraler Standortgemeinde). Die Nichtübereinstimmung der Hierar‐




































































2006b: 467).  Die  Metropolräume  lassen  sich  durch  Metropolfunktionen  und  Erreichbarkeitsverhältnisse  empirisch 




























































































































































































































































































ten,  in  bestimmten  Siedlungsgebieten  gehäuft  auftretenden,  zentralen  Versorgungseinrichtungen, 













konzeptionellen Begriffsverständnis befinden:  Liegen die  zentralörtlichen  Standortcluster einer be‐




































































57  In  diesem  Fall  muss  es  sich  nicht  zwangsläufig  um  eine  abschlägige  Doppelausstattung  handeln,  sondern  das 




































































































































































































































































































































zogen werden  sollte.  Verbindlichkeit  erlangt  die  Abgrenzung  des  zentralörtlichen  Funktionsraums 













































































































































































abgegrenzten  Funktionsraums  als potenziellen  Standort oberzentraler  Einrichtungen  auslegen. Die 
























































































































































60  Das  Oberzentrum  erfüllt  zugleich  mittelzentrale  Funktionen,  weshalb  es  ebenfalls  Bestandteil  eines  mittelzentralen 































































































































Das  gilt  insbesondere  in dünnbesiedelten, peripheren Räumen. Auf der untersten  zentralörtlichen 
Ebene soll idealerweise ein flächendeckendes Netz von erreichbaren Grundzentren die Versorgung der 
Bevölkerung mit regelmäßig benötigten Waren und Dienstleistungen des  täglichen Bedarfs  für  ihre 
Nahbereiche sichern. In der Regel dürften auf grundzentraler Ebene in geringfügigerem Maße Über‐
schneidungen der Verflechtungsbereiche vorkommen, die wiederum eher im Ordnungs‐ und Verdich‐
tungsraum, seltener aber  in  ländlichen Räumen zu erwarten sind. In  letzterer Raumkategorie ergibt 
sich jedoch gerade  in zentrenfernen, dünnbesiedelten Abschnitten ein gegensätzliches Problem: die 





Thüringen erfolgt  (Greiving et al. 2015: 48–50)  (s. Kapitel 2.3). Der Grund  für die Festlegung eines 
grundzentralen  Funktionsraums  liegt  in  der  Unvereinbarkeit  von  Erreichbarkeits‐  und  Tragfähig‐
keitskriterien: Mitunter verbleiben zwischen den grundzentralen Standortclustern außerhalb der zu‐
gehörigen Nahbereiche62 Zwischenräume, die aufgrund ihrer geringen Bevölkerungszahlen, dispersen 









ökonomischen  Rahmenbedingungen.  Traditionell  strukturschwache  Regionen  und  solche  im wirt‐



































Erreichbarkeit  und  Tragfähigkeit  erforderlich  werden  wird  (Ministerkonferenz  für  Raumordnung 
(MKRO)  2006: 18).  Korrespondierend  dazu  lautet  der  Grundsatz  des  2008  novellierten  ROG  in 
§ 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG: „die Erreichbarkeits‐ und Tragfähigkeitskriterien des Zentrale‐Orte‐Konzepts sind 
















































































































Teilen des  Landes  zu  sichern. Wie  erwähnt,  können dazu die  Erreichbarkeits‐ bzw.  Tragfähigkeits‐
schwellen regionsspezifisch  im Einzelfall angepasst werden (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 S. 2 ROG). Dadurch kön‐























































































































































































ßerhalb der  zentralen  „Pentagon‐Region“  in peripheren, weniger  verdichteten Regionen durch die 













































































































































































Demnach  liegt  ein wechselseitiges  Ursache‐Wirkungsprinzip  vor  („Henne‐Ei‐Problem“):  Es  soll  die 
Zentralität eines Standortclusters ermittelt werden, welches  zuvor noch ermittelt bzw. angegrenzt 








































kaufszentrums  (sowohl  städtebaulich‐integriert  als  auch  auf  der  "grünen Wiese")  oder  die  immer 
marktgängiger  werdenden  Fachmarktagglomeration  von  Discountern,  Getränke‐  und  Baumärkten 
usw. Demgegenüber wird beim ZOK unter dem Zentralen Ort überwiegend eine Gemeinde als Norm‐
adressat verstanden  (Flex u. Terfrüchte  im Druck)  (Ausnahmen siehe Kapitel 4.3.1), die  ihr Umland 
(ihre Umlandgemeinden) durch ihre Versorgungsfunktionen im Bereich der öffentlichen und privaten 
























































































 Zweitens  könne man  die Methoden  auch  danach  trennen, welches Grundverständnis  von 
Zentralität  vorliege,  also  in  absolute  und  relative  Ansätze  (so  auch Heineberg  2006;  Köck 
1975: 37). Weiterhin könne man differenzieren zwischen Ansätzen, die den Zentralen Ort dem 
Zentrale‐Orte‐Konzept  entsprechend  als  administrative  Siedlungseinheit  ansehen,  und 
solchen, die jenen theoriekonform als Standortagglomeration von Diensten und Einrichtungen 
definieren. 
 Schließlich  könne  man  auch  danach  differenzieren,  welche  Art  von  Daten  Verwendung 
gefunden haben. Insbesondere wurden dazu verwendet: a) die Beschäftigtenstruktur, b) die 













1) Bei der  "Ausstattungskatalogmethode" werden die Zentrale Orte  (aufgefasst als administrative 
Kommunen oder Standortcluster) anhand ihrer Ausstattung mit im Vorfeld (normativ) definierten 
Einrichtungen  und  Diensten  untersucht  und  eingestuft.  Die  als  Indikatoren  für  Zentralität 


























2) Der  im  Rahmen  der  „  Umlandmethode"  angewandte  Zentralitätsindikator  stellt  die 
Inanspruchnahme  des  Zentralen  Ortes  durch  das  Umland  dar.  Operationalisiert  wurden  die  
Grundbegriffe  innerhalb dieses Ansatzes, der bei der  landeskundlichen Bestandsaufnahme der 
zentralörtlichen Gliederung (Kluczka 1970) zur Anwendung kam, dahingehend, dass der Zentrale 
Ort mit  den  politischen  Gemeinden  gleichgesetzt wird  und  Inanspruchnahmen  nur  registriert 
                                                            






wurden, wenn  diese  aus  den Umlandgemeinden  über  die Gemeindegrenze  hinweg  erfolgten. 
Damit wird auch die relative Zentralitätsauffassung (als Bedeutungsüberschuss aus dem Umland) 
deutlich;  Inanspruchnahmen  der  abgefragten  „rangstufenspezifisch  als  signifikant 
angenommenen“  (Blotevogel  1981: 83)  Versorgungseinrichtungen  durch  die  „eigene“ 
Ortsbevölkerung wurde nicht gezählt und Orte ohne Einzugsbereiche als  „Selbstversorgerorte“ 
deklariert. Demzufolge entscheidet maßgeblich der territoriale Zuschnitt der Erhebungseinheiten 
(hier  der  kommunalen  Gebietskörperschaften)  darüber,  ob  ein  Ort  über  mitzuversorgende 
Umlandgemeinden verfügt, deren Nachfrageströme als zentralbildend gewertet werden, während 




Dienste  sowie  auf  die  Auswahl  der  als  repräsentativ  erachteten  befragten  Bevölkerung 
hinzuweisen. Zusätzlich  ist der davon abhängige große Erhebungs‐ bzw. Befragungsaufwand zu 
beachten. 
3) Ein weiterer Hauptansatz  sieht die Bildung von Zentralitätsindizes vor, mit dem Ziel, dass  „die 
Zentralen Orte auf einer metrischen Skala gemessen und klassifiziert werden können“ (ebd.: 84). 
In den 1970er Jahren finden sich erste Versuche der Bildung komplexer Zentralitätsindizes durch 
den Einsatz multivariater Verfahren der  Statistik, namentlich der  Faktorenanalyse  (z.B. Deiters 
1978;  Köck  1975)  und  der  Diskriminanzanalyse  (Gustafsson  1973),  um  das  Problem  der 
Gewichtung der eingestellten Teilfunktionen zu umgehen. Die problematische Auswahl der in die 
Verfahren  einzustellenden  Variablen  verbleibt  allerdings.  Außerdem  dürfe  die  Anwendung 
statistischer  Verfahren  nicht  darüber  hinweg  täuschen,  dass  auch  die  Gewichtung  der 
Teilfunktionen untereinander nicht wie durch Zauberhand auf optimale Weise gelöst werden kann 






umfassen,  die  nicht  den  aus  der  Christaller’schen  Theorie  abgeleiteten  Zentralitätsprämissen 
entsprechend (vgl. dazu auch Neef 1950: 10–11; Bobek u. Fesl 1978: 87–88). Blotevogel (1981: 84) 
spricht hingegen von dem Vorteil einer tiefen Aufgliederung der Beschäftigtenstatistik, die auch 
die  Berücksichtigung  der  Bedeutungsunterschiede  –  etwa  beim  Einzelhandel  zwischen 
Warenhäusern und kleineren Filialen oder Geschäften – ermögliche. Eine monetäre Bewertung 
über Umsatzzahlen  scheitere  jedoch  regelmäßig  an der mangelhaften Datenverfügbarkeit und 
dem  grundsätzlichen  Problem  der  Monetarisierung  öffentlicher  Dienstleistungen.  Die 
Beschäftigtenzahlen  sind  allerdings  auch  auf  die  Ebene  der  Gemeinden  und  der  damit 
verbundenen  Probleme  beschränkt,  liegen  zudem  nur  für  bestimmte  Erhebungsjahre  vor  und 






























































































































der Datenverfügbarkeit  (Einwohner  je Gemeinde) bewogen,  jedoch überrascht  es, dass Christaller 
















































































wohner  entspricht,  die  man  unter  der  Prämisse  einer  gleichen  Telefonanschlussdichte  erwarten 
müsste (Heinritz 1979: 46f.; Giese 1995: 49). Christaller drückt dies in der Formel 















































































































































































































































































































































































auf  die  Komposition  ausgewählter  Einrichtungen  abziele.  Das  von  ihm  entdeckte  Zentralitätsmaß 
nennt er „Differenzierungsgrad“ und leitet diesen aus den Katalogen A (Einzelhandelsgeschäften) und 
















1  2  3  4 
       
Zentrali‐
täts‐stufe 
1  12    15  5  ‐  32 
2  1  19  16  3  39 
3  ‐  18  73  36 (7)  127 
4  ‐  4  38 (2)  98  140 






















































Bratzel  (1975)  (zitiert nach Heinritz 1979: 59) auf eine „große Anzahl gut  identifizierbarer zentraler 
Funktionen bzw. Dienste“ (Bobek u. Fesl 1978: 1). Die Zentralitätsbestimmung erfolgt in einem zwei‐
stufigen Verfahren: zunächst bringen die Autoren die insgesamt erhobenen 182 Dienste und Einrich‐










































































































































































1  2  3  4  5  6  7 
A  X  X  X  X  X    X  6 
B  X  X  X  X        4 
C  X  X  X          3 
D  X  X  X    X  X    5 
E  X  X  X  X  X  X  X  7 









chenden  höherrangigen  Einrichtung  auch  alle  Einrichtungen mit  geringerer  Zentralität  aufweisen 
(ebd.: 90; Bell et al. 1974: 218). Eine solche  lückenlose Reproduzierbarkeit  ist  jedoch  in der Realität 
(insb. aufgrund der Zufälligkeit der administrativen Grenzen und der daraus erwachsenen und hier im 









ܴܧܲ ൌ 1 െ Zahl	der	Fehlerܼ݄݈ܽ	݀݁ݎ	ݖ݁݊ݐݎ݈ܽ݁݊	ܧ݅݊ݎ݄݅ܿݐݑ݊݃݁݊	ሺܵ݌݈ܽݐ݁݊ሻ	ݔ	ܼ݄݈ܽ	݀݁ݎ	ܱݎݐ݁	ሺܼ݈݁݅݁݊ሻ 
Ein Wert von 1.0 bedeutet eine vollständige Reproduzierbarkeit und demnach eine fehlerfreie bzw. 
































































































Sofern  eine Grundvoraussetzung  des  rangstufenspezifischen Ansatzes  nicht  erfüllt  ist,  nämlich  die 
Kenntnis über die  zentralörtlichen Hierarchiestufen und Versorgungsbereiche74, kommt man kaum 








































oder der Bedeutungsüberschuss  für die betrachtete Funktion abgebildet werden    (Klemmer  in Ter‐








































































































































gungsfahrten der  im normativ  zugeordneten Bereichsbevölkerung  für mittelzentrale Güter genutzt 
werden, weil in subjektiv noch verträglicher Entfernung diese mittelzentralen Güter beispielsweise in 




Standorten wählen,  bestimmte  Einzelzentralitäten werden  aufgrund der  hohen  räumlichen Dichte 
































völkerung  des Ortes  hinaus  auch  zusätzlich  Bevölkerung  aus  dem Umland  zu  versorgen  (Johnson 
spricht  in diesem Zusammenhang von „surplus centrality“ (ebd.: 158)). Weisen die Orte demgegen‐







































































































































































































































































































































































































meinden  in das  landesplanerische ZOK bislang eine untergeordnete bis gar keine Rolle. Auch  in der 
























































































































































































„Bildungs- und Betreuungseinrichtungen sollen in ihrer fachlichen Gliederung und räumlichen Verteilung so ausgebaut 
und angepasst werden, dass in allen Teilen des Landes vielfältige und zentralörtlich angemessene Möglichkeiten der 
vorschulischen Betreuung, der schulischen Bildung und Erziehung und der Aus-, Fort- und Weiterbildung in zumutbarer 
Erreichbarkeit durch öffentliche Verkehrsmittel bestehen. Dabei ist unter Berücksichtigung der abnehmenden Gesamtzahl 
der Schülerinnen und Schüler, der Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention an die Schule und des veränder-
ten Schulwahlverhaltens der Eltern für ein gleichmäßiges und alle Schulformen und Schularten umfassendes Bildungs- 
und Abschlussangebot Sorge zu tragen. Neben dem anzustrebenden Abbau regionaler und sozialer Unterschiede in den 
Bildungschancen ist auch der durch die Entwicklung der Wirtschafts- und Sozialstruktur bedingte wachsende Bedarf an 
Einrichtungen für die Weiterbildung und die außerschulische Jugendbildung, für die berufliche Aus- und Fortbildung so-










„Einrichtungen des Gesundheitswesens sollen so ausgebaut und in ihrem Bestand gesichert werden, dass in allen Kom-
munen eine wohnortnahe und barrierefreie Grundversorgung gesichert ist. Höherwertige und spezialisierte medizinische 
Einrichtungen, insbesondere die stationäre Krankenhausversorgung, sollen nach Aufgaben und Einzugsbereichen im 
Einklang mit dem System der Zentralen Orte abgestuft und untereinander vernetzt werden.“ (LEP NRW Entwurf 2013: 
Begr. zu 2-2) 












reichen“ ein neues  raumordnerisches  Instrument vor, womit eine bisher  in der nordrhein‐westfäli‐
schen Landesplanung nicht vorgesehene Verknüpfung zwischen ZOK und Siedlungsflächensteuerung 






















































































































































































































































dann  vorkommen  wird,  wenn  zwei Merkmale  auf  die  gleiche  Adresse  bzw.  Hausnummer  fallen. 
Beispielsweise könnten in einem Ärztehaus ein Augenarzt und ein Zahnarzt unter der gleich Adresse 
logieren. Ein Umstand den wir aus unserer persönlichen Erfahrung als nicht selten einstufen können. 
Die  vom  Nutzer  zu  betsimmende  Bandbreite  kann  auch  als  der  Einzugsbereich  eines  Merkmals 
interpretiert  werden,  wodurch  die  Paralellen  zu  den  zentralen  Orten,  die  ebenfalls  einen 
stufenspezifischen  Einzugsbereich  aufweisen,  deutlich  wird.  Die  hinsichtlich  ihrer  Reichweite 
beschränkten Einzugsbereiche bzw. Marktgebiete des  zentralen Orts/Guts einer bestimmten  Stufe 
sind nach der Zentrale‐Orte‐Theorie der Grund für deren Häufung an zentralen Absatzorten. Dieser ist 
mit  den  hier  zu  ermittelnden  Standortclustern  insofern  gleichzusetzen. Die  höchsten  Kerndichten 










betrachteten Sachverhalt  zutreffensten  (Verteilungs)Ergebnisses, was auch als  „smoothing by eye“ 




Abbildung  48:  „Überspitzungseffekt“  bei  der  Wahl 
sehr kleinen Bandbreiten bei der Kern‐Dichte‐Schät‐
zung 







hoher  räumlicher  Nähe  (hoher  Dichte)  ermittelt  werden,  die  es  ermöglichen,  daraus 
Untersuchungseinheiten abzuleiten bzw. abzugrenzen. Nachfolde Analyseschritte sind notwendig um 


































































































































































































































































































































































Standortcluster Defizite  aufweist. Damit  kann  ein  Eindruck  darüber  erlangt werden, wie  stark  die 










Kleve‐Hauptort  399  15 100% 10 100%
Kleve‐Kellen  65  13 87% 8 80%




zASB  festzulegen, während  „Rindern“  die  erforderliche Mindestausstattung,  deren  Schwellenwert 
über alle Standortcluster betrachtet bei 75% der Kerneinrichtungen liegt, nicht erreicht. Der Schwel‐
lenwert von 75% wird als plausibel angenommen, da alle Standortclustern mit nur 11 Kernfunktionen 






























Norden  des  Stadtgebiets  zu  eine  wohnortnahen  Versorgung  der  dortigen  Bevölkerung  beitragen 
würde.  In ersterem Fall  läge eine  intrakommunale funktionsteilige Wahrnehmung der Grundversor‐
gung vor. 
Im Ergebnis lässt sich zunächst feststellen (siehe die Gesamtliste der Ergebnisse aller Standortcluster 
in Anhang 1), dass mit den angesetzten Kerndichten  für  jede politische Gemeinde  (Grundzentrum) 


























































































nerseits  sollte  durch  die  räumliche  Ausprägung  der 





































































































































































































































































































dagegen bei Willich mit nur 27% der Kernindikatoren und 43% der optionalen  Indikatoren,  insb.  im 


















Rheurdt  GZ         6.661  0 0% 1  4%
Wachtendonk  GZ         7.804  0 0% 1  4%
Uedem  GZ         8.217  0 0% 5  18%
Weeze  GZ       10.047  1 7% 4  14%
Kranenburg  GZ       10.174  0 0% 3  11%
Issum  GZ       11.876  1 7% 5  18%
Rommerskir‐
chen 
GZ       12.475  0 0% 5  18%
Kerken  GZ       12.527  0 0% 2  7%
Bedburg‐Hau  GZ       12.609  1 7% 6  21%
Kalkar  GZ       13.743  4 27% 4  14%
Grefrath  GZ       14.946  3 20% 4  14%
Niederkrüchten  GZ       14.963  2 13% 4  14%
Straelen  GZ       15.367  4 27% 8  29%
Brüggen  GZ       15.489  4 27% 7  25%
Schwalmtal  MZ       19.062  4 27% 6  21%
Wülfrath  MZ       21.213  6 40% 11  39%
Rees  GZ       21.520  4 27% 9  32%
Jüchen  GZ       22.162  2 13% 4  14%
Heiligenhaus  MZ       25.560  7 47% 10  36%
Kevelaer  MZ       27.509  7 47% 13  46%
Haan  MZ       29.574  7 47% 16  57%
Tönisvorst  MZ       29.574  5 33% 12  43%
Emmerich a. R.  MZ       29.918  10 67% 17  61%
Korschenbroich  MZ       32.025  3 20% 11  39%
Goch  MZ       32.708  10 67% 17  61%
Geldern  MZ       32.871  11,5 77% 21,5  77%
Kempen  MZ       35.075  12 80% 19  68%
Mettmann  MZ       37.972  13 87% 16  57%





Nettetal  MZ       41.417  10 67% 16  57%
Kaarst  MZ       41.901  4 27% 12  43%
Erkrath  MZ       43.690  6 40% 12  43%
Kleve  MZ       47.438  14 93% 25  89%
Willich  MZ       50.708  6 40% 14  50%
Meerbusch  MZ       54.313  8 53% 18  64%
Hilden  MZ       54.390  12 80% 19  68%
Langenfeld 
(Rhld.) 
MZ       56.829  10,5 70% 22,5  80%
Grevenbroich  MZ       61.741  14 93% 23  82%
Dormagen  MZ       62.208  12 80% 21  75%
Viersen  MZ       74.941  14 93% 25  89%
Velbert  MZ       81.303  13 87% 24  86%
Ratingen  MZ       86.967  13 87% 24  86%
Remscheid  MZ     110.708  14 93% 27  96%
Neuss  MZ     150.568  13 87% 28  100%
Solingen  MZ     155.265  15 100% 25  89%
Krefeld  MZ     222.247  15 100% 28  100%
Mönchenglad‐
bach 
MZ     255.188  15 100% 28  100%
Wuppertal  MZ     342.661  15 100% 28  100%






























































































































































































































Ratingen  13/24  13/24  0/0
Heiligenhaus  07/10  7/7  0/‐3
Velbert  13/24  13/23  0/‐1
Wülfrath  06/11  05/08  ‐1/‐3
Mettmann  13/16  13/16  0/0
Erkrath  06/12  06/05  0/‐7
Haan  07/16  06/16  ‐1/0
Hilden  12/19  11/19  ‐1/0
Langenfeld  10,5/22,5 09/21  ‐1,5/‐1,5




































































































soluten  Versorgungsvolumen  verwendet.  Blotevogels  rangstufenspezifischer  Beschäftigtenansatz 
(Blotevogel 1981) erscheint zwar geeigneter, da statt einem landesweiten Durchschnittswert über alle 
Untersuchungseinheiten  jeweils ein  rangstufenspezifischer Wert gebildet wird,  jedoch scheitert die 
Durchführung an der Verfügbarkeit einer aktuellen Datenbasis. Blotevogel benötigt zur Berechnung 































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Düsseldorf  32750  20500  ‐  31,56 
Krefeld  5800  8150  2100  7,55 
Mönchengladbach  6850  6650  ‐  8,80 
Remscheid  1800  1650  ‐  1,64 
Solingen  3050  4450  350  ‐0,18 
Wuppertal  5750  6200  750  0,94 
Monheim am Rhein  850  1300  300  ‐1,71 
Velbert  1550  2300  450  ‐2,01 
Wülfrath  550  800  300  ‐0,58 
Dormagen  2700  3150  500  ‐0,24 
Korschenbroich  1550  1800  250  ‐3,88 
Meerbusch  2200  4300  2100  ‐4,73 
Neuss  5450  6050  400  9,39 
Tönisvorst  800  1200  250  ‐3,70 
Viersen  1850  3000  350  8,14 
330 
 
















baubedarfe des Oberzentrums auf  verkehrsgünstig  gelegene  Siedlungseinheiten  in den Umlandge‐
meinden betrieben wird. Diesbezüglich bietet der zentralörtliche Funktionsraum mit dem erkannten 
Feld der Siedlungsflächensteuerung gute Ansätze, wenn nicht mehr die gesamte als Mittelzentrum 
























































desto mehr  ist die Gemeinde  in der Lage „ihre“  (erwerbsfähige) Bevölkerung mit Arbeitsplätzen zu 






























































gelegen Grundzentren  (Rommerskirchen  (‐1,62),  Kerken  (‐1,42),  Jüchen  (‐1,38), Niederkrüchten  (‐































































































































ziehungen  untereinander  zu  erkennen,  die  die  schon  vermutete  Polyzentralität  nachweist.  Nur 



























































lungskämpfen  auch  die  dezentrale  Bereitstellung  umfangreicher  Baugebiete  zu  günstigen  (Bau‐
































































































nicht  durch  eine  normative  Steuerung  begegnet  werden müsste.  Zwar  kommen Wiegandt  et  al. 
(2015: 181) bezogen auf die von ihnen untersuchten Fallbeispiele zu der Erkenntnis, es „werden auch 














Das Bundesverwaltungsgericht  hatte  sich  bei  seinem Urteil  vom  15.5.2003 mit  einer Normenkon‐





























































baren,  transkommunalen Standortbereiche  in der  landesplanerischen Praxis  in ein normatives ZOK 
überführt werden können. 
Diesbezüglich wurde die begriffliche Trennung zwischen einem analytischen Funktionsraum und einem 


































































































































































































































Essen, Wuppertal, Köln) und  sollen  keineswegs  einen  eigenen Oberbereich  ausbilden.  Stattdessen 
könnte man, wenn der planungspolitische Wille dazu besteht, durch die Ausweisung des multi‐hierar‐
chischen Funktionsraums  (Option 2, s.o.) die Standortgemeinden grundsätzlich  legitimieren, bei Be‐



















































































































































































































































































weiter Verfügbarkeit  (auch über  Zeitreihen)  für  eine  intrakommunale Betrachtung  ausgeschlossen 
werden, da die Gemeindeeben die kleinste (verfügbare) Erhebungseinheit darstellt. Gleiches gilt für 
die Berufspendlerdaten, die zwar auf Meldedaten basieren, allerdings aus Gründen des Datenschutzes 
räumlich aggregiert werden. Dass solche Datensätze im Einzelfall auch für Forschungszwecke durch die 
Behörden bereitgestellt werden zeigen Fina et al. (2014), wo für den Untersuchungsraum der Stadt 
Köln kleinteilige Angaben zu der Verteilung von Beschäftigten und Einwohner gemacht werden konn‐
ten. Ob solche Datensätze jedoch für eine landesweite Aufbereitung im Rahmen der Analyse des ZOS 
als Ausgangspunkt für die Fortschreibung des ZOK nutzbar wären, scheint zumindest zweifelhaft und 
wird sicherlich Diskussionen in Bezug auf den Datenschutz des „gläsernen Bürgers“ auslösen. Beson‐
ders fruchtbar erscheinen vor allem Datensätze über die Nutzung der Schulen der Sekundarstufe I und 
II sowie der Beruflichen Bildung, wobei Erstere für eine Validierung der beruflichen Pendlerdaten im 
Zusammenhang mit der Ermittlung der zentralörtlichen Orientierung genutzt werden können. Diesbe‐
züglich ist anzunehmen, dass die Einzugsbereiche der Schulbildung die immer weiter steigenden Pend‐
lerdistanzen auf dem Arbeitsmarkt relativieren können. 
Im Rahmen der Datenrecherche zu dieser Arbeit wurde der Versuch unternommen auf die Daten des 
Unternehmensregisters zurückzugreifen, um die räumlichen Schwerpunkte der personenbezogenen 
und unternehmensnahen Dienstleistungen zu ermitteln. Hierbei kam jedoch die Problematik auf, dass 
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für die Unternehmen nicht einheitlich die Adressdaten der Firmensitze in der Datenbank eingepflegt 
waren, sondern die der übermittelnden Einrichtung, sodass vielfach Steuerberatungsfirmen aufgeführt 
waren. Die Ermittlung der Standortclustern wird sich vermutlich mit dem sich bereits abzeichnenden 
Bedeutungsgewinn von raumbezogenen Daten sowie deren Aufbereitung sprunghaft verändern und 
tendenziell verbessern. Im Interesse der Raumplanung sollte neben dem Datenschutz der Bevölkerung 
aber insbesondere darauf hingewirkt werden, dass solche Daten nicht nur den Unternehmen für deren 
Standortentscheidungen zur Verfügung stehen, sondern auch den öffentlichen Stellen und der For‐
schung zugänglich sind, damit dort weiterhin an Steuerungsansätzen für eine nachhaltige räumliche 
Entwicklung gearbeitet werden kann. 
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